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In das Gesetz übernommen ist die Regelung, daß Werktätige, 
die durch ärztlich angeordnete Schutzmaßnahmen daran ge­
hindert sind, ihre berufliche Tätigkeit am vereinbarten Ar­
beitsort auszuüben, verpflichtet sind, eine andere Arbeit am 
selben oder an einem anderen Ort zu leisten (§ 16 Abs. 2 und 
4).

Erhöhung der staatlichen Verantwortung
für die Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten

Das Gesetz ist von dem Grundgedanken durchdrungen, die 
staatliche Verantwortung für die Verhütung und Bekämp­
fung übertragbarer Krankheiten weiter zu erhöhen (§§ 9 ff.). 
Dabei ist die konsequente Betonung des bewährten zentrali­
stischen Prinzips hervorzuheben, nach dem die staatliche Ver­
antwortung die Aufgaben des Ministers für Gesundheitswe­
sen ebenso umfaßt wie die Aktivitäten der Staatlichen Hy­
gieneinspektion der Röte der Bezirke und Kreise und die 
Festlegungen der Leiter der Betriebe.

Die Verantwortung des Ministers für Gesundheitswesen 
konzentriert sich auf die Schwerpunkte. Das sind sowohl me­
dizinrelevante als auch von organisatorischen Prämissen be­
stimmte Maßnahmen, wie sie z. B. für die Durchführung von 
Schutzimpfungen und anderen Schutzanwendungen notwen­
dig sind. Zu diesen Aufgaben gehören auch die Bestimmung 
des Kreises der übertragbaren und ihnen gleichgestellten 
Krankheiten, für die im Interesse aller Bürger eine Melde­
pflicht begründet werden muß2, die Festlegung der Kriterien 
für die Einweisung in ein Krankenhaus bei Vorliegen über­
tragbarer Krankheiten und die Entscheidung über spezifische 
Maßnahmen zur Desinfektion, zur Sterilisation medizinischer 
Gegenstände u. а m.

Der Minister für Gesundheitswesen hat schließlich solche 
Maßnahmen zu koordinieren, die zum Schutz vor übertragba­
ren Krankheiten im internationalen Verkehr erforderlich 
sind.3

In diesem Zusammenhang ist auch die Funktion des Mi­
nisters für Gesundheitswesen als Vorsitzender der Zentralen 
Kommission des Ministerrates zur Verhütung und Bekämp­
fung von Epidemien zu erwähnen — eine Funktion, die für die 
Abwehr allgemeiner Infektionsgefahren und für die Besei­
tigung von Folgeerscheinungen von großer Bedeutung ist.

Die Unaufschiebbarkeit vieler Verhütungs- und Bekämp­
fungsmaßnahmen erfordert schnelles Reagieren. Zur Koor­
dinierung der erforderlichen Aktivitäten bestehen bei den 
Räten der Bezirke und Kreise entsprechende Kommissionen, 
deren Arbeitsgrundsätze der Minister für Gesundheitswesen 
bestimmt. Die Bezirks- bzw. Kreisärzte leiten diese Kommis­
sionen. Damit ist gewährleistet, daß zentrale Festlegungen 
und Entscheidungen unter Berücksichtigung der territorialen 
Bedingungen rasch umgesetzt werden können. Dem dient 
z. B., daß die Räte der Bezirke und Kreise einen territorialen 
Plan zur Bekämpfung von Epidemien zu beschließen haben 
(§ 13). Die staatsrechtliche Grundlage dieser vorausschauenden 
Arbeit enthalten übrigens die §§ 33 Abs. 4, 47 Abs. 3 GöV, die 
die Räte der Bezirke bzw. Kreise verpflichten, den Schutz der 
Bürger vor übertragbaren Krankheiten zu gewährleisten.

Besonderes Augenmerk auf angemessene Vorbeugungs­
maßnahmen haben die Minister und Leiter solcher zentraler 
staatlicher Organe zu legen, zu deren Verantwortungsbereich 
Betriebe gehören, in denen die Beachtung der Schutzprinzi­
pien besonders wichtig ist, z. B. in Lebensmittelbetrieben. § 14 
des Gesetzes fordert den Erlaß von Rahmen-Hygieneordnun­
gen und darauf basierende betriebliche Ordnungen. Diese 
Ordnungen müssen z. B. vorsehen, daß die Werktätigen re­
gelmäßig über ihre Pflichten belehrt und ihnen die erforder­
lichen Kenntnisse vermittelt werden.

Daß die Staatlichen Hygieneinspektionen bei der Bekämp­
fung und Verhütung derartiger Krankheiten einen zentralen 
Platz einnehmen, gehört zu den gesicherten Erkenntnissen der 
vergangenen Jahre. Das Gesetz beschränkt sich auf einen glo­
balen Hinweis, weil die Einzelheiten über ihre Stellung und 
Aufgaben in der VO über die Staatliche Hygieneinspektion nie­
dergelegt sind. Es macht jedoch an verschiedenen Stellen die 
detaillierte Verantwortung der Inspektionen für die Lösung

zahlreicher Aufgaben deutlich (vgl. z. B. §§ 14 Abs. 2, 15 Abs. 2 
und 3,16 Abs. 2).

Strikte Beachtung von Verhaltensanforderungen

Das Anliegen des Gesetzes besteht darin, durch geeignete Vor­
beugungsmaßnahmen das Entstehen übertragbarer Krankhei­
ten weitgehend auszuschließen. Dabei kommt es auf das 
Verhalten jedes Bürgers an. Einerseits geht es um die Verhü­
tung schlechthin, andererseits müssen alle Bestrebungen dar­
auf gerichtet sein, für den Fall des Auftretens einer übertrag­
baren Krankheit ihre Weiterverbreitung zu verhindern. Des­
halb bestimmt § 15, daß sich jeder Bürger, der weiß, daß er an 
einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit erkrankt ist, 
unverzüglich ärztlich untersuchen lassen muß. Die Durchset­
zung dieser Forderung kann ggf. erzwungen werden (vgl. § 36 
Abs. 1). Der Bürger ist verpflichtet, sich medizinisch betreuen 
zu lassen und auch der Einweisung in ein Krankenhaus Folge 
zu leisten. Diese Verpflichtung besteht auch, wenn lediglich 
der Verdacht besteht, ansteckend oder angesteckt zu sein (§ 15 
Abs. 1). Schon die Vermutung, daß eine solche Krankheit vor­
liegen könnte, begründet eine Meldepflicht gegenüber einem 
Arzt oder der Staatlichen Hygieneinspektion.

Der erfolgreichen Vorbeugung dient auch die Regelung, 
daß bereits die Kenntnisnahme von Tatsachen, die das Ent­
stehen übertragbarer Krankheiten begünstigen könnten, das 
Recht und die Pflicht begründen, die Staatliche Hygieneinspek­
tion zu informieren (§ 15 Abs. 3).

Die strikte Befolgung ärztlicher Anordnungen ist für die 
Verhütung und Bekämpfung derartiger Krankheiten von 
außerordentlicher Bedeutung. Deshalb modifiziert das Gesetz 
den Grundsatz, daß jede ärztliche Betreuungsmaßnahme der 
Zustimmung des Patienten bedarf. In den im Gesetz bezeichne- 
ten Fällen muß im übergeordneten gesellschaftlichen Interesse 
dieses Persönlichkeitsrecht zurückstehen. Die Kontinuität ärzt­
licher Betreuung verlangt die strikte Erfüllung der Pflicht der 
betroffenen Bürger, einen Wechsel ihres Aufenthaltsorts, ihrer 
Wohnung, ihrer Ausbildungsstelle, ihres Arbeitsplatzes un­
verzüglich der Staatlichen Hygieneinspektion mitzuteilen, 
wenn sie von ihrem behandelnden Arzt dazu verpflichtet wor­
den sind (§16 Abs, 2). Es handelt sich dabei um Rechtspflich­
ten, deren Nichteinhaltung mit einem Verweis oder einer Ord­
nungsstrafe von 10 bis 500 M belegt werden kann (§ 40 Abs. 1 
Ziff. 3).

Demselben Anliegen dient die Verpflichtung, daß Bürger 
mit einer übertragbaren Krankheit eine berufliche Tätigkeit 
nur ausüben dürfen, wenn eine ärztliche Unbedenklichkeits­
erklärung vorliegt. Das gilt auch bei einem Krankheitsver­
dacht und dann, wenn der betreffende Bürger als ansteckend 
angesehen werden muß oder verdächtig ist, angesteckt zu sein. 
Der Sinn der geforderten Unbedenklichkeitsbescheinigung 
liegt dabei darin, das Risiko genau abzuwägen, das bei der 
Weiterführung der beruflichen Tätigkeit gegeben ist (§ 16 
Abs. 3). Auch hier können Ordnungsstrafen verhängt werden, 
wenn sich der betreffende Bürger über diese Pflichten hin­
wegsetzt.

Ist eine Erkrankung oder ein Krankheitsverdacht mit An­
steckungsgefahr diagnostiziert worden und liegt trotzdem 
Arbeitsfähigkeit vor, kann dem Werktätigen eine andere zu­
mutbare Arbeit, bei der die Gefahr einer Weiterverbreitung 
der Krankheit nicht besteht, bis zur Dauer von 6 Monaten 
übertragen werden. Das gilt auch für Werktätige, die als an­
steckend angesehen werden müssen oder verdächtig sind, an­
gesteckt zu sein.

Wird dagegen die dauernde Untauglichkeit für eine wei­
tere Ausübung der bisherigen Tätigkeit ärztlich festgestellt, • 
ist dem Werktätigen eine andere Arbeit im Betrieb oder 
— wenn dies nicht möglich ist — in einem anderen Betrieb an­
zubieten (§ 17).

Die Übertragung einer anderen Arbeit — auch an einem 
anderen Ort — ist ebenfalls zulässig, wenn wegen Quaran­
täne- und Absonderungsmaßnahmen, die mit Tätigkeits-, Aus- 
bildungs-, Verkehrsbeschränkungen und Einschränkungen im 
persönlichen Verhalten verbunden sind (§ 8 Äbs. 2), die bis­
herige Tätigkeit (zeitweise) nicht ausgeübt werden kann (§ 16 
Abs. 4). In diesen Fällen finden die Bestimmungen der §§ 84 
und 88 bis 90 AGB Anwendung.


